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1) Einleitung

Am 29. November 1973 wurde im österreichischen Parlament die Fristenlösung, also die

Straffreiheit des Schwangerschaftsabbruches bis zum dritten Schwangerschaftsmonat be-

schlossen. Dieser Entscheidung waren jahrelange öffentliche und heftige Debatten um ein Für

oder Wider die Liberalisierung des $144, der Abtreibung als Verbrechen betrachtete, voraus-

gegangen. (Mesner 2010: 192ff)

Zur damals geführten Schwangerschaftsabbruchsdebatte und deren Verlauf gibt es reichlich

Literatur (Edlinger 1981; Mesner 2010, 1998, 1996; 1994; Sagmeister 1981; Enigl/Perthold

1993). Auch konkrete Betrachtungen der Debatte aus Sicht der Frauenbewegung (Mesner

2010, 1998, 1996; 1994; Enig//Perthold 1993) und eine genaue Dokumentation der politi-

schen Geschichte zum $144 mit einer Auflistung aller an der Debatte beteiligten Ak-

teur_innen und ihrer Aktionen (Edlinger 1981) sind vorhanden. Hierbei bilden politikwissen-

schaftliche Darstellungen der Thematik neben Betrachtungen aus historischer, juristischer,

oft auch religiöser und ethisch-moralischer Perspektive jedoch nur einen kleinen Teil der

Auseinandersetzungen mit der Debatte um den Schwangerschaftsabbruch. Wenngleich das

Aktionskomitee zur Abschaffung des $144 in allen Darstellungen als zentraler Akteur genannt

wird, so fehlt jedoch — außer bei Mesner — eine systematische Auseinandersetzung mit dieser

Akteurinnengruppe, was angesichts ihrer Bedeutung in der Debatte umso mehr verwundert.

Das Aktionskomitee zur Abschaffung des $144 stand im Zentrum des Lagers der Liberalisie-

rungsbefürworter_innen (Edlinger 1981: 121) und trug maßgeblich dazu bei, dass die Fristen-

lösung auch gegen den massiven Widerstand von katholisch-konservativer Seite beschlossen

wurde und am 1. Jänner 1975 in Kraft trat. Durch sein Vorgehen setzte das Aktionskomitee

aber nicht nur einen ersten Meilenstein für die autonome Frauenbewegung in Österreich, son-

dern trug auch zu einer Verschiebung der damaligen politischen Kultur bei (Mesner 2010:

218). Denn die Schwangerschaftsabbruchsdebatte war von einer - für österreichische Verhält-

nisse - ungewöhnlich polarisierten Öffentlichkeit gekennzeichnet. Die Frauen des Aktions-

komitees wandten sich genau an diese Öffentlichkeit und versuchten, sie für ihre Forderungen

zu mobilisieren. Gleichzeitig leisteten sie Überzeugungsarbeit innerhalb der traditionellen

Organisationsstrukturen der SPÖ, die dadurch schließlich dazu veranlasst wurde, die Fristen-

lösung im Parlament zu vertreten. Mesner bezeichnet dieses Vorgehen als Doppelstrategie

und vertritt die These, dass „[o]hne die Instrumentalisierung einer politischen Partei als Ka-



nal, [...]es im Österreich der 1970er Jahre nicht möglich gewesen [wäre], die Fristenregelung

durchzusetzen.“ (Mesner 2010: 219)

Daran anschließend möchte ich in dieser Arbeit die politische Strategie des Aktionskomitees

zur Abschaffung des $144 untersuchen und dabei meinen Fokus auf ihr Engagementin der

Öffentlichkeit richten, um zu zeigen, dass es dem Aktionskomitee ohne die Mobilisierung der

Bevölkerung und den so erzeugten gesellschaftlichen Druck nicht möglich gewesen wäre, die

SPÖ als Kanalfür ihre Anliegen zu nutzen und schließlich die Verabschiedung der Fristenlö-

sung gegen den massiven Protest der Liberalisierungsgegner_innen zu bewirken.

Um die politische Strategie der Frauen des Aktionskomitees fassen zu können, betrachte ich

ihre einzelnen Aktionen als politische Praktiken und arbeite aus einer gramscianisch-

hegemonietheoretischen Perspektive, durch die es gelingt, politische Veränderung, die von

‚unten‘, also von der Gesellschaft her angeregt wird, in den Blick zu bekommen und damit

aufzuzeigen, warum die politische Strategie der Frauen des Aktionskomitees erfolgreich war.

Dabeibeziehe ich mich auf Gramscis Gedanken vor allem in Bezug auf sein Konzept der Or-

ganisation von Hegemoniein der Zivilgesellschaft und deren Charakterisierung als pädagogi-

sches Verhältnis.

Eine systematische Betrachtung der politischen Strategie des Aktionskomitees zur Abschaf-

fung des $144 aus dem Blickwinkel eines Gesellschafts- und Politikverständnisses nach

Gramsci kann nicht nur ihr Vorgehen in der Debatte aufzeigen, sondern auch einen Erklä-

rungsansatz dafür liefern, warum dieses erfolgreich war und wie eine derartige Veränderung

im Österreich der 1970er Jahre möglich war. Anschließend kann durch Einbezug des histori-

schen Kontextes auch danach gefragt werden, wie sich die Strategie des Aktionskomitees in

einen gesellschaftspolitischen Veränderungsprozess einordnen lässt, der möglicherweise auch

über die Gesetzesänderung zum $144 hinausgeht. Mit meiner Arbeit möchte ich einen Beitrag

zum Verständnis der Bedingungen der Möglichkeit politischer Veränderungseitens der Zivil-

gesellschaft leisten, eine feministische Betrachtung der Schwangerschaftsabbruchsdebatte in

Österreich gegenüber konservativen Darstellungen stärken und mich damit an frauenpoliti-

scher Geschichtsschreibung beteiligen. Darüber hinaus könnte meine Darstellung möglicher-

weise etwas zum Verständnis der politischen Kultur Österreichs undihrer historischen Modi-

fikationenbeitragen.

Im folgenden Abschnitt werde ich in den Verlauf der österreichischen Auseinandersetzungen

um den Schwangerschaftsabbruch mit Fokus auf das Aktionskomitee zur Abschaffung des
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$/44 einführen. Der dritte Abschnitt legt zentrale Aspekte von Gramscis Hegemoniekonzept

unter Einbeziehung feministischer Kritik an diesem dar. Dann werde ich im vierten Abschnitt

darstellen, wie ich bei der Analyse der Aktionen des Aktionskomitees, verstanden als politi-

sche Praktiken zur Offenlegung seiner politischen Strategie, vorgehe. Schließlich präsentiert

der fünfte Abschnitt die Ergebnisse der Analyse und setzt diese mit Gramscis Vorstellung der

Organisation von Hegemoniein der Zivilgesellschaft und dadurch bewirkter gesellschaftspoli-

tischer Veränderung in Bezug.



2) Die österreichische Debatte um den Schwangerschaftsabbruch und

das Aktionskomitee zur Abschaffung des $144

Schon seit Beginn der 1920er war das Thema Schwangerschaftsabbruch in Österreich ein

politisches Konfliktthema und schonseit dieser Zeit traten Frauen immer wieder für die Libe-

ralisierung des Paragraphen 144, der Abtreibung unter Strafe stellte, ein. Erfolge in der Be-

mühung, die Thematik auf die politische Tagesordnungzu bringen, konnten aber erst Anfang

der 70er erzielt werden. Zuvor war das Themafür die Politiker nur Teil symbolischerPolitik.

Unter dem Einfluss der amerikanischen Frauenbewegung und der Schwangerschaftsab-

bruchsdebatte in Deutschland begannen Frauen als politische Akteurinnen in Österreich An-

fang der 70er Jahre erstmals den Kampffür ihre Anliegen selbst in die Hand zu nehmen. Sie

schafften es, Frauenthemen organisations- und konfliktfähig zu machen und die Debatte um

den Schwangerschaftsabbruch (wieder) zu entfachen. (Mesner 1998: 1-3; sowie ebd. 1994:

191, 479f, ebd. 1996: sowie ebd. 2010: 196;) „Wieder“ muss hier deshalb in Klammern ge-

setzt werden, weil es bis in die frühen 70er in Österreich um das Thema Schwangerschaftsab-

bruch zwar Debatten gegebenhatte, diese waren aber unter Experten geführt und nicht öffent-

lich ausgetragen worden. Der Entscheidung im Nationalrat am 29. November 1973, die Fris-

tenlösung, also den straffreien Schwangerschaftsabbruch bis zum dritten Schwangerschafts-

monat, als Teil des neuen Strafgesetzes zu verabschieden, waren jahrelange öffentliche und

heftige Debatten vorausgegangen. (Mesner 2010: 192ff)

„Die Diskussion [um den Schwangerschaftsabbruch; AG] in der Öffentlichkeit setzt eigent-

lich erst mit dem Beschluß der Kleinen Strafrechtsreform im Sommer 1971 und der gleichzei-

tigen Ankündigung der Großen Strafrechtsreform ein. Sie erreicht ihren Höhepunkt im April

1972 (Beschluß der Fristenreglung auf dem Villacher Parteitag der SPÖ) und flammt dann

kurz vor der Beschlußfassung im Parlament noch einmalauf.“ (Edlinger 1981: 31)

Die Diskussion um die Frage des Schwangerschaftsabbruches stand also im Rahmen der Gro-

ßen Strafrechtsreform. Da die SPÖ bei den Nationalratswahlen 1970 die relative und dann

1971 die absolute Mehrheit erreichte, wurden neue Möglichkeiten für eine sozialdemokrati-

sche Reform des Strafgesetzes greifbar. (Stangl 1985: 90) Bemühungen, das Strafrecht zu

reformieren, hatte es schon seit den 1850ern gegeben, denn das bis 1975 gültige Strafrecht

ging auf das Jahr 1852 zurück und die darin enthaltene Regelung der Abtreibung wurde un-

verändert aus dem Strafgesetz von 1803 übernommen, das zum Großteil aus dem Jahre 1787

stammt. Umfassende Reformversuche sind jedoch bis zur Verabschiedung des neuen Strafge-
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setzbuches (Große Strafrechtsreform) immer wieder gescheitert. (Sagmeister 1981: 17-32)

Nach erfolgreichem Beschluss der Kleinen Strafrechtsreform 1971 brachte SPÖ Justizminister

Christian Broda 1971 eine Regierungsvorlage für ein Strafgesetzbuch ins Parlament. Diese

enthielt lediglich erweitere Indikationen für einen legalen Schwangerschaftsabbruch, also die

Möglichkeit des Abbruchs unter bestimmten gegebenen Umständen (Mesner 1998: 4).

Die Verabschiedung der Fristenlösung wurde in der österreichischen Öffentlichkeit, wie auch

in vielen anderen Ländern, als Erfolg der zweiten oder neuen Frauenbewegung gewertet. Das

Themaspielte aber gleichzeitig auch eine zentrale Rolle in deren Gründung. (Mesner 2010:

195; sowie ebd. 1994: 179) Die neue Frauenbewegung wurzelte im Österreich der 1960er und

70er Jahre in zwei Organisationen. 1969 wurde von Mitgliedern der KPÖ-Jugendorganisation

der Arbeitskreis Emanzipation im Offensiv Links gegründet und 1970 aus der Jungen Genera-

tion der SPÖ der Arbeitskreis Emanzipation der Frau (AKE). Die Themen Frau und Familie

und der Schwangerschaftsabbruch standen im Vordergrund der Tätigkeiten des AKE. (Frie-

senbichler 2008: 188)

„Soweit heute noch nachvollziehbarist, kritisierte als erste sozialistische Gruppe die Junge

Generation in der SPÖ auf ihrer Bundeskonferenz 1971 das Brodasche Indikationenmodell.

Die (Wieder)Aufnahme der Forderung nach Streichung des $144 beziehungsweise nach Frei-

gabe der Abtreibung in den ersten Schwangerschaftsmonaten war möglicherweise schon vor-

her erfolgt, und zwar in einem Flugblatt des Verbandes Sozialistischer Studenten im Jahr

1969, das allerdings nicht mehr auffindbar ist.“ (Mesner 1994: 188; Kursiv 1.0.) Jedenfalls

kann festgehalten werden, dass die ersten, über die bisherigen sozialdemokratischen Vorstel-

lungen hinausreichenden Forderungen der Liberalisierung des $144 aus den sozialistischen

Jugendorganisationen kamen. (Ebd.) Dies ist nicht verwunderlich, wenn man bedenkt, dass

auch die neue Frauenbewegungin Österreich und mitihr der parteiunabhängige Kampf gegen

den $144 in den Jugendorganisationen der Parteien wurzelt.

Acht Frauen aus dem Arbeitskreis Emanzipation der Frau, Eva Kreisky, Irmtraud Gössler,

Gisela Vorrath, Rosmarie Fischer, Renate Obadalek, Helga Tichy, Eva Lingl und Gertrude

Edlinger, gründeten im September 1971 das Aktionskomitee zur Abschaffung des $144. Sie

begannen mit regelmäßigen Treffen und Aussendungen an prominente Persönlichkeiten mit

der Bitte, die Aktion durch ihre Unterschrift zu unterstützen (Mesner 1994: 189; sowie Rots-

trumpf 0/1972: 15) Im Jänner gab das Aktionskomitee eine Pressekonferenz, die in den Medi-

en starken Widerhall fand, weil sich die Frauen offen gegen Brodas Entwurf zur Regelung des

Schwangerschaftsabbruches stellten. Sie forderten die ersatzlose Streichung des $144, oder
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zumindest die Straffreiheit eines Schwangerschaftsabbruches bis zum dritten Monatals Recht

der Frau, unabhängig vonihrer sozialen Stellung. (Mesner 1994: 189; sowie Sagmeister 1981:

47)

Maria Mesner bezeichnet das Aktionskomitee als einen „der ersten Nuklei der autonomen

Frauenbewegung“ (Mesner 1994: 188) und ihre Strategie in der Debatte um die Abtreibung

als Doppelstrategie. „Die Frauen nutzten die bestehenden politischen Strukturen und verbrei-

teten ihre Forderungen nach ersatzloser Aufhebung der Abtreibungsgesetze beziehungsweise

nach Legalisierung von Abtreibungen innerhalb der ersten drei Schwangerschaftsmonate über

das und im sozialdemokratischen Organisations- und Meinungsbildungsnetz. Gleichzeitig

übertraten die Frauen die bisher gültigen Regeln der ‚Grammatik‘ der politischen Kultur und

verschoben sie dadurch, indem sie sich auch an ein breites Publikum außerhalb der politi-

schen Parteien wandten.“ (Menser 2010: 218) In Flugblattaktionen, Briefen und Anhörungen

wandte sich das Aktionskomitee an die Politiker. Mit Informationsständen auf Märkten, Flug-

blättern, Unterschriftenaktionen, Zeitungsartikeln, Fernseh- und Radiointerviews, öffentlichen

Diskussionen, Aussendungen an prominente Persönlichkeiten und Betriebsräte und einer ei-

gens zu diesem Zweck gegründeten Zeitschrift, dem „Rotstrumpf“, versuchten die Frauen des

Aktionskomitees die Öffentlichkeit zu mobilisieren. (vgl. Rotstrumpf 0/1972) Durch dieses

Vorgehen gelang es den Akteurinnen, „Abtreibung zum öffentlich diskutierten Thema zu ma-

chen und gleichzeitig den Inhalt der Debatte zu ändern. Diese drehte sich nicht mehr um me-

dizinische oder juristische Formulierungen über die eventuelle Zulässigkeit des Schwanger-

schaftsabbruchs. Zur Diskussion stand nun der freie Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen

für jede Frau als ‚Recht‘ .““ (Menser 2010: 218)

Die Zeitschrift“ Rotstrumpf. Texte zur Befreiung der Frau“ verdient an dieser Stelle besonde-

re Beachtung, da sie zum einen „die erste Zeitschrift der neuen Frauenbewegung in Öster-

reich“ (ebd. 1994: 197) ist und zum anderen, da ich im Folgendendie politische Strategie des

Aktionskomitees zur Abschaffung des $144 anhand dieser Quelle aufzeigen und untersuchen

werde. Die Zeitschrift wurde vom Aktionskomitee zum ersten Mal im Mai 1972 herausgege-

ben. Auch in der zweiten Ausgabe vom August 1972 erscheint das Aktionskomitee als Her-

ausgeber. Für die nachfolgenden Ausgaben bis 1973 zeichnet Rosmarie Fischer verantwort-

lich und ab 1973 wurde die Zeitschrift vom Arbeitskreis Emanzipation der Frau herausgege-

ben.

Dies lässt sich meiner Meinung nach daraus erklären, dass das Aktionskomitee im Herbst

1972 eine Arbeitstagung am Mondsee veranstaltete, wo es zur Spaltung der Frauen in zwei
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Gruppen kam. Eine Gruppe von Frauen (Gertrude Edlinger, Irmtraud Gössler, Rosmarie Fi-

scher) verblieben innerhalb der SPÖ, währen die andere Gruppe (Mirl Orfner, Renate Fleißer,

Renate Kohlbacher, Jane Wegscheider, Eva Keisky, Emmy Scholl, Erica Fischer und Bodli

Pederson) eine Frauenbewegung außerhalb der Parteien gründen wollte, in der nur Frauen

aktiv waren und die sich nicht nur mit dem $144 befassen sollte. Durch die Initiative dieser

Frauen bildete sich die AUF, die Aktion Unabhängiger Frauen, die bald auch ein eigenes

Flugblatt und später eine Zeitschrift herausgaben. (Vgl. Mesner 1994: 205) Nach dieser Spal-

tung verblieb die Verantwortung über die gemeinsam gegründete Zeitschrift offenbar in den

Händenjener Frauen, die die Initiative innerhalb der SPÖ-Parteistrukturen weitertragen woll-

ten. Trotzdem blieb der Kampf gegen den $144 „zentraler Kristallisationspunkt der Neuen

Frauenbewegung“ (ebd.: 206), und in Fragen des $144 gab es zwischen den autonomen Frau-

en und denen, die in der SPÖ verblieben, keine inhaltlichen Differenzen. Sie arbeiteten eng

zusammen und die AUF unterstützte, trotz der „kulturellen Unterschiede“ (ebd.: 206), die

$144-Kampagne„inhaltlich deckungsgleich“ (Riese 1989: 23).

Dies wird dadurch bestätigt, dass im Rotstrumpf durchgängig von einem „Wir“ die Redeist,

obwohl meist keine Autor_innen angegebensind und sich auch im Text nurselten ein explizi-

ter Hinweis darauf findet, wer gemeintist. Dieser Appell an ein Wir-Kollektiv lässt darauf

schließen, dass sich die Frauen nach wie vor als eine einheitliche Gruppe verstanden, die ein

gemeinsames Ziel verfolgen.

Warum es die Frauen des Aktionskomitees zur Abschaffung des $144 für nötig erachteten,

eine eigene Zeitschrift herauszugeben, erklären sie in der ersten Ausgabe des Rotstrumpfs

selbst:

„Bei näherer Betrachtung der österreichischen Massenmedien fällt auf, daß katholisch-

konservative Meinungen vorherrschen, wiewohl ein Meinungspluralismus vorgetäuscht wird.

Dies zeigt z.B. die Berichterstattung über das ‚Aktionskomitee zur Abschaffung des $144‘. Wir

haben die Erfahrung gemacht, daß die österreichischem Massenmedien unsere Aktionen entwe-

der entstellt dargestellt oder sogar verschwiegen haben. Wir haben daraus gelernt, daß es not-

wendig ist eine Art Gegenöffentlichkeit zu schaffen, d.h. durch Herausgebeneiner eigenen Zeit-

schrift unsere Vorstellungen unverfälscht und unverkürzt zu verbreiten, und damit das konserva-

tive Meinungsmonopol zu brechen.“ (Roststrumpf 0/1972: 1)

Dabei geht es den Frauen aber nicht nur um das unmittelbare Ziel, die Abschaffung des $144

zu bewirken, sondern um den Kampf um Emanzipation. Emanzipation bedeutet für sie „das

Recht und die faktische Möglichkeit, sich von dem falschen Begriff des weiblichen Wesens
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freizumachen und Tätigkeiten nachzugehen, die dem Stereotyp widersprechen.“ (Ebd.) Der

$144ist für sie „Symptom für die allgemeine Unterdrückungder Frau in Österreich“ (ebd.: 2)

und der Kampf gegenihnist als „punktuelle Strategie‘ (ebd.) in einem Kampf zu verstehen,

der langfristig Emanzipation zum Ziel hat.

Nach Ansicht der Frauen des Aktionskomitees zeige sich im Bereich des Anspruches auf

Emanzipation besonders deutlich, dass die traditionelle Struktur sozialdemokratischer Organi-

sation versagt habe, die alten Herrschaftsstrukturen überholt und deshalb ihre Ziele innerhalb

der Parteien nicht zu verwirklichenseien. (vgl. Roststrumpf 1/1972: 3).

Damit steht das Aktionskomitee zur Abschaffung des $144 unmittelbar am Beginn undinstar-

ker Verknüpfung mit der Entwicklung der autonomen Frauenbewegung in Österreich und hat

damit an einem Wandelin der politischen Kultur der Zweiten Republik teil, denn es entstand

Raum für politische Betätigung außerhalb des Parteischemas (vgl. Mesner 1994: 207)

Trotzdem wäre es nach Mesner nicht möglich gewesen, in den 70er Jahren in Österreich die

Fristenlösung durchzusetzen, wenn nicht die SPÖ als Kanal dafür genutzt worden wäre.

(Mesner 2010: 219) Das Aktionskomitee hat entscheidend auf die Meinungsbildung innerhalb

der Partei eingewirkt, sodass am Villacher Parteitag im April 1972 die Vertretung der Fristen-

lösung beschlossen wurde. Dieses Einschwenken auf die Fristenlösung durch die Parteispitze

wurde durch den Druck erreicht, der parteiintern zum einen vor allem von den Jugendorgani-

sationen (SJ, Junge Generation) ausging. Hier hatte das Aktionskomitee durch Vorträge, Re-

ferate und Diskussionen an den Basisorganisationen zur Meinungsbildung beigetragen (vgl.

Rotstrumpf 0/1972: 15; sowie Edlinger 1981: 122). Zum anderen kam der parteiinterne Druck

zur Liberalisierung der Regierungsvorlage von den SPÖ-Frauen, die durch das selbstbewusste

Auftreten des Aktionskomitees ein neues Selbstbewusstsein entwickelt hatten. Dadurch dass

sich die Frauen des Aktionskomitees offen gegen den Vorschlag des sozialdemokratischen

Ministers stellten, ihre Forderungen aber außerhalb des traditionellen Informations- und Ent-

scheidungsfindungsapparates organisierten, war es ihnen, „unterstützt von zeitgenössischen

Trends [möglich], vor allem bei den Frauenin der SPÖ schon vorhandene, aber nicht koordi-

nierte Kritik an der Regierungsvorlage [zu bündeln] und konnten so die Willensbildung der

Gesamtpartei beeinflussen.“ (Mesner 1994: 191) Auch beim Parteitag selbst war das Aktions-

komitee mit der Verteilung von Flugblättern sehr aktiv. Schließlich wurde der Vorschlag der

Bundesfrauenkonferenz, die sich damit voll hinter die Argumentation des Aktionskomitees

gestellt hatte, am Parteitag beschlossen. (Vgl. Mesner 1994: 193, 197, sowie Edlinger 1981:

52)
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Als sich das Aktionskomitee zur Abschaffung des $144 im Herbst 1971 gründete, war die Dis-

kussion um die Abtreibung sowohl in der Öffentlichkeit als auch in den Parteien und Glau-

bensgemeinschaften bereits heftig im Gange. Im Sommer 1971 hatte sich, auf Anregung des

Wiener Pastoralen Diözesanamtes, aus katholischen Laienverbänden heraus die Aktion Leben

gebildet, die im weiteren Verlauf der Debatte im Zentrum der Liberalisierungsgegner stand

und sich die Verhinderung des Mordes am ungeborenen Leben auf die Fahnen geschrieben

hatte. (Mesner 1994: 184f, 193; sowie Sagmeister 1981: 39; sowie Edlinger 1981: 114f))

Mit den Reaktionen der Liberalisierungsgegner auf das Vorgehen des Aktionskomitees zur

Abschaffung $144 verschärfte sich die Diskussion zunehmend undes „wurde deutlich, dass

das organisierte Auftreten der Befürworterinnen einer Streichung des $144 die Debatte zu-

spitzte und beschleunigte.“ (Mesner 1994: 190) Auffallend ist, dass das Lager der Gegner

einer Liberalisierung des $144 von Männern dominiert war und ihre Aktionen auf die Emoti-

onalisierung der Diskussionzielten. (Edlinger 1981: 114ff)

Kurz vor Beschluss der Fristenlösung im Parlament veranstaltete eine Aktionseinheit aus 14

Gruppierungen aus dem Lager der Liberalisierungsbefürworter im Herbst 1973 eine Demonst-

ration zum Justizministerium. Ziel der Aktionseinheit, der auch das Aktionskomitee zur Ab-

schaffung des $144 angehörte, war es, in gemeinsamen Aktionen Überzeugungsarbeit zu leis-

ten. (Mesner 1994: 208)

Am 29. November 1973 stimmte der Nationalrat nach heftigen Debatten und mit knapper

Mehrheit dem neuen Strafgesetzbuch und der darin enthaltenen Regelung des Schwanger-

schaftsabbruchs durch die Fristenlösung zu. Da der Bundesrat ein Veto einlegte, wurde im

Jänner 1974 ein Beharrungsbeschluss gefasst. Die Fristenlösung trat am 1.1.1975 in Kraft.

(Sagmeister 1981: 13)

Die Aktion Leben setzte sich nach der Beschlussfassung im Parlament die Rücknahme der

Fristenlösung zum Ziel und initiierte zu diesem Zweck ein Volksbegehren. Damit sollte der

Beschluss eines Bundesgesetzes zum Schutz des menschlichen Lebens erreicht werden. Die

österreichischen Bischöfe forderten in einem Hirtenbrief zur Unterzeichnung des Volksbegeh-

rens auf und 17,92% der wahlberechtigten Österreicherinnen unterzeichneten. Mit fast

900.000 Unterschriften war dieses Volksbegehren damit bis zu diesem Zeitpunkt das meistun-

terstützte Österreichs. (Mesner 1994: 220-225; sowie Sagmeister 1981: 121-155)

Das Aktionskomitee zur Abschaffung des $144 stellte nach Beschluss der Fristenlösung seine

Arbeit ein und der Rotstrumpf widmete sich, herausgegeben vom Arbeitskreis Emanzipation
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der Frau, anderen Themen zur Befreiung der Frau. (Vgl. Rotstrumpf 8/1974) Der Volksbe-

gehrensvorschlag der Aktion Leben wurde 1977 vom Parlament abgelehnt und der öffentliche

Konflikt um die Fristenlösung flaute Ende der 70er Jahre ab. (Sagmeister 1981: 14, 147-155;

sowie Mesner 1996: 480)

3) Theoretische Grundlagen: Antonio Gramscis Hegemoniebegriff

Die theoretische Brille, mit der ich meinen Blick auf die Debatte um den Schwangerschafts-

abbruch unddie politische Strategie des Aktionskomitees zur Abschaffung des $144 richte, ist

das Hegemoniekonzept von Antonio Gramsci. Durch seine Erweiterung einer Staats- und

Herrschaftsanalyse durch den Hegemoniebegriff wurde es möglich, staatliche Machtverhält-

nisse aus einer entscheidend anderen Perspektive zu denken. Moderne Formen von Herr-

schaft, so Gramscis Grundgedanke, beruhennicht nur auf Zwang, der von den Herrschanden

ausgeht, sondern werden durch den Konsens der Beherrschten maßgeblich abgesichert und

stabilisiert. (Vgl. Buckel/Fischer-Lescano 2007: 11) Mit diesem gesellschaftszentrierten und

akteurstheoretischen Verständnis (Demirovic 2007: 34) des Staates wird es möglich, emanzi-

patorische Strategie in der Gesellschaft neu zu beleuchten und politische Veränderungen, die

von ‚unten‘, also von der Gesellschaft her angeregt werden, zu analysieren. Damit kann

Gramscis Hegemonietheorie für die Analyse der politischen Strategie des Aktionskomitees

zur Abschaffung des $144 fruchtbar gemacht werden, wenngleich im Lichte der Kritik an

Gramsci einige kleine Erweiterungen vorgenommen werden müssen.

Grundsätzlich ist Gramscis Gesellschaftskonzept von einem Dualismus geprägt: Er unter-

scheidet zwischen politischer Gesellschaft und Zivilgesellschaft. Mit politischer Gesellschaft

meint Gramsci den Staat im engeren Sinn. Diesem Bereich rechneter z.B. die staatlichen In-

stitutionen, die Verbände undpolitischen Parteien zu. Die Zivilgesellschaft hingegen, ist das

„Ensemble[s] der gemeinhin privat genannten Organismen“ (GH: H12, $1: 1502). Zu ihr

gehören demnach Wirtschaftsverbände, Gewerkschaften, Interessensverbände, Medien, kultu-

relle Initiativen, Nichtregierungsorganisationen, Schulen, Bibliotheken, Kultureinrichtungen

usw. (Becker/Candeias/Niggerman/Steckner 2013: 68f; sowie Demirovic 2007: 25) Dabeiist

der Ebene der politischen Gesellschaft die Funktion der direkten Herrschaft, die sich in der

formellen Regierung ausdrückt, zuzuordnen, während Führung bzw. Hegemonie die Funktion

der Zivilgesellschaft ist. (GH: H12, $1: 1502) Beide Ebenen zusammen, in ihrem engen Ver-
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hältnis!, bilden den Staat, den Gramsci „integralen Staat“ nennt und als Kräfteverhältnis

denkt. Denn damit eine gesellschaftliche Gruppe herrschen kann, muss sie auch führendsein.

Diese politische Führung beruht auf Konsens in der Zivilgesellschaft, sie ist Hegemonie.

(Neubert 2000: 56, 65f; Opratko 2012: 38; Becker/Candeias/Niggerman/Steckner 2013: 68f)

„Hegemonie beschreibt also zunächst eine bestimmte Form der politischen Macht, die durch

Konsens und Zustimmung und auf der Ebene von Moral, Kultur und Ethik funktioniert.“

(Opratko 2012: 37) Dieses Verständnis von Macht geht weit über ein rein juridisches Ver-

ständnis hinaus, denn „Hegemonie [operiert] nicht primär über Gesetze, Zwang oder Repres-

sion, sondern über Konsens und kulturelle und moralische Führung‘ (GH: H10, $7: 1239)

„Zum anderen geht Hegemonie aus zivilgesellschaftlichen Praxen hervor, die zum Staat wer-

den.“ (Ludwig 2012: 115) Hegemonie wirkt nicht von ‚oben‘ nach ‚unten‘, sondern ist dyna-

misch und muss unaufhörlich neu hergestellt werden. „Hegemonie ist daher ein stets um-

kämpftes Terrain in Bewegung.“ (Ludwig 2010: 56) Dabei ist zentral, dass die Hegemonie

sowohl das „Umkämpfte und das Medium des Kampfes“ (Haug 1985: 174) ist. Die Zivilge-

sellschaft ist somit ein „der formellen Politik vorgelagertes Feld des Vergesellschaftungshan-

delns“ (Bafruss/Jehle 2014: 117), ein Kampfplatz, auf dem in öffentlicher Auseinanderset-

zung darum gestritten wird, welche politischen Forderungen, Vorstellungen und Werte als

richtig oder normal anerkannt werden. (Becker/Candeias/Niggerman/Steckner 2013: 69) Da-

bei ist es für Ludwig eines der wichtigsten Charakteristika der Hegemonie, dass sie „die Um-

arbeitung von Partikularinteressen in Allgemeininteressen vorausl[setzt]“ (Ludwig 2010: 54).

Nur dadurch wird es einer sozialen Gruppe möglich, Interessen in den Staat einzubringen.

Den Kampf um Hegemonie in der Zivilgesellschaft kann man aus der Perspektive der Herr-

schenden und der Beherrschten beleuchten, wobei es für das Verständnis von Gramscis Theo-

rie wichtig ist, im Hinterkopf zu behalten, dass sein Fokus in der Entwicklung des Hegemo-

niekonzeptes auf der Sicht der Subalternenliegt, die sich aus den gegebenen Umständen be-

freien wollen. (Vgl. Barfuss/Jehle 2014: 28) Für die herrschende soziale Gruppe bedeutet der

Kampf um Hegemonie die Aufrechterhaltung der politischen Führung und damit ihrer Herr-

schaft. „Die herrschende Klasse stellt [aber] keine unproblematische Einheit dar, sie kann sich

schon allein deswegen nicht mit dem Instrument des Zwangs behaupten. Sie muss in ihren

' Die beiden Ebenenpolitische Gesellschaft und Zivilgesellschaft sind so eng miteinander verknüpft, dass

Gramsci sie nur in methodologischer Hinsicht unterscheidet und die Zivilgesellschaft als Basis der politischen

Gesellschaft betrachtet, aber darauf hinweist, dass sie in der Praxis ein untrennbare Einheit bilden. (Neubert

2000: 57; sowie Barfuss/Jehle 2014: 120)
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verschiedenen Teilen Konsens herstellen, und sie bedarf der Unterstützung, der aktiven oder

passiven Zustimmung von herrschaftsunterworfenen sozialen Gruppen und Klassen.“ (De-

mirovic 2007:32) Dafür müssen Zugeständnisse gemacht werden und deshalb enthält Hege-

monie auch immerKritik, Widerstände, Forderungen und Interessen von nicht-hegemonialen

sozialen Gruppen, die integriert und eingearbeitet werden, um die Hegemonie aufrecht zu

erhalten. Diesen Prozess nennt Gramsci „passive Revolution“. (Ludwig 2010: 56ff)

Aus der Sicht der Subalternen, also der den Verhältnissen unterworfenen Menschen, geht es

im Kampf um Hegemonie um den Kampf gegen die Hegemonie der herrschenden Gruppe,

gegen die herrschenden Gedanken, Werte und Überzeugungen, um das Erringen der Führung.

„Indem es darum geht, sich aus der alten Hegemonie herauszulösen, tritt die Notwendigkeit

der Entwicklung einer Gegenhegemonie ins Bewusstsein.“ (Barfuss/Jehle 2014: 28) Der

Normalzustand der Subalternenist für Gramsci ihre Zersplitterung und fehlende Organisation

(Becker/Candeias/Niggerman/Steckner 2013: 211) Doch kanndie Befreiung aus der Subalter-

nität nur gelingen, wenn sich die Subalternen organisieren. (Barfuss/Jehle 2014: 64)

Die Zivilgesellschaft ist aber kein neutrales Terrain, in dem alle die gleichen Chancen haben,

sich auszudrücken, sondern „durch eine unterschiedliche Durchlässigkeit für die Interessen

bestimmter sozialer Gruppenstrukturiert.“ (Ludwig 2010: 58) Deshalb spielen für Gramsci in

der Zivilgesellschaft die Intellektuellen eine besondere Rolle. Sie haben die Funktion, Hege-

monie zu organisieren. (Barfuss/Jehle 2014: 27)

Gramsci schreibt zwar, dass wir alle Intellektuelle sind, und begründet dies damit, dass wir

alle einen Alltagsverstand, den so genannten „senso comune “ besitzen, mit dem wir uns Mei-

nungen bilden, uns Gedanken über uns selbst machen und Welterklärungen produzieren, je-

doch haben in der Gesellschaft nicht alle die Funktion von Intellektuellen. (Be-

cker/Candeias/Niggerman/Steckner 2013: 89f) Die Intellektuellen „organisieren das Feld, auf

dem um den gesellschaftlichen Konsens, die Hegemonie gerungen wird.“ (Ebd.: 69) Sie ent-

stehen im Prozess der Organisation des Kampfes um Hegemonie, aus einer gesellschaftlichen

Gruppeheraus, indem sie organisatorische Funktionen übernehmen. Deshalb nennt Gramsci

sie organische Intellektuelle. „‘Organisch‘ meint hier nicht nur, dass die Intellektuellen aus

dieser Klasse organisch hervorgehen, sondern auch, dass sie diese Klasse in ihrem gesell-

schaftlichen, politischen und ideologischen Wirken unterstützen.“ (Ludwig 2010: 60) Davon

unterscheidet Gramsci die traditionellen Intellektuellen. Sie „sind ‚organisch‘ in Bezug auf

die herrschende Gruppe, ‚traditionell’ insofern sie sich einbilden, über den Klassen zu stehen

und unabhängig von der herrschenden gesellschaftlichen Gruppe zu agieren.“ (GH: H12, $1:
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1498f) Die traditionellen Intellektuellen sehen sich also unabhängig vom Politischen und den

herrschenden Verhältnissen, sie arbeiten nicht an deren Veränderung und belassen die breite

Masse in ihrem Alltagsverstand. (Barfuss/Jehle 2014: 77) „Auch in seinem Intellektuellenbe-

griff hält Gramsci [also] an der Doppelperspektive, die seine Hegemonietheorie auszeichnet,

fest.“ (Opratko 2012: 51) Auf der einen Seite stehen die organischen Intellektuellen der herr-

schenden Gruppe und die „mit ihnen verbündeten traditionellen Intellektuellen“ (ebd.) Durch

ihr Wirken werden die herrschenden Verhältnisse stabilisiert und dementsprechend „politi-

sche, ideologische und kulturelle Weltauffassungen der herrschenden Klasse im Alltagsver-

stand der Subalternen [verankert]“. (Ebd.) Auf der anderen Seite stehen die Intellektuellen,

die die Subalternen im Prozess ihrer politischen Organisierung selbst ausbilden.

Dieser Prozess kann für Gramsci nur dadurch ermöglicht werden, dass die subalterne Gruppe

selbst bestimmte Standpunkte erarbeiten muss, von denen der Kampf um die Überwindung

der Subalternität und um das Erringen der Hegemonie ausgehen kann. Dabei geht es darum,

das eigene Gehirn anzustrengen. (vgl. Barfuss/Jehle 64) Wie bereits erwähnt, hat jeder

Menscheinen Alltagsverstand, mit dem er sich die Welt erklärt. In ihm „lagern sich die ver-

schiedensten Bruchstücke, Glaubensansätze, Erfahrungen, Denk- und Handlungsweisen

‚früherer Zeiten‘ wie auch heutiger Überzeugungen ab.“ (Be-

cker/Candeias/Niggerman/Steckner 2013: 112) Er ist fragmentarisch und widersprüchlich,

aber dennoch Grundlage für Handlungsfähigkeit, denn Gramsci traut dem Individuum zu,

seinen Alltagsverstand weiterzubilden und sich kritisch zu sich selbst zu verhalten. Diese Fä-

higkeit ist in einem Teil des Alltagsverstandes selbst gegeben, dem „buon senso“, dem ge-

sunden Menschenverstand. Damit ist im Alltagsverstand selbst schon die Anlage zu dessen

Weiterbildung gegeben. (Ebd.; sowie Barfuss/Jehle 2014: 49ff)

„Eine hegemoniale Konstruktion wird in dem Maße brüchig, wie es gelingt einen neuen All-

tagsverstand zu verbreiten.“ (Barfuss/Jehle 2014: 76) Somit wird Hegemonie über Bildung

organisiert und „[j]edes Verhältnis von Hegemonie ist notwendigerweise ein pädagogisches

Verhältnis.“ (GH: H10, $44: 1335) Wissen spielt in der Organisation von Hegemonie eine

zentrale Rolle. Führung wird über Wissens- und Deutungsformen ausgeübt, denn diese geben

vor, was als objektiv gültig, sinnvoll und richtig gilt. So „ist die Intervention in den Deu-

tungskampf um hegemoniales Wissen ein bedeutsamer politischer Einsatz.“ (Ludwig 2010:

61). Es muss auf die Veränderung der Produktionsweise von Wissen gezielt werden, denn

Gramsci versteht das Politische als wechselseitiges pädagogisches Verhältnis, in dem die hie-

rarchische Trennung von Führenden und Geführten, von Wissensproduzenten und Wissens-
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konsumenten aufgelöst wird. Zur Befreiung muss Bildung von ‚unten‘, am Alltagsverstand

ansetzen und eine kritische Reflexion der gegebenen Verhältnisse mit Blick auf deren Verän-

derung ermöglichen. (Haug 2009: 36-40; sowie Ludwig 2010: 61; sowie Be-

cker/Candeias/Niggerman/Steckner 2013: 140, 142, 179) Der Kampf der Subalternen ist ein

Kampf von ‚unten‘ durch kollektive Führung, die massenhafte Bildung und Selbsterziehung

organisiert. (Becker/Candeias/Niggerman/Steckner 2013: 212) „Die Intellektuellen bewähren

sich in ihrer organischen Funktion erst, wennsie [...] als Organisatoren einer neuen Kultur,

einer neuen intellektuellen und moralischen Ordnung [auftreten].“ (Barfus/Jehle 2014: 80f)

Dazu müssen sie ihre Autorität auf Überzeugung und Kontakt gründen und in der Lage sein,

die Gefühle der Menschen mit neuem Wissen zu verknüpfen. Dadurch wird Verstehen und

Wissen eins und Befreiung möglich. (Ebd.: 76-79)

Trotz dieser instruktiven Überlegungen Gramscis zu Hegemonie ist im Lichte der Tatsache,

dass sich meine Untersuchung mit Veränderungen befasst, die in emanzipatorischer Absicht

von Frauen im Kampf um ihre Rechte bewirkt wurden, eine Erweiterung von Gramscis Kon-

zept entlang der an ihm geübten feministischen Kritik sinnvoll. Denn bei Gramsci bleiben

„Klassenverhältnisse die einzig relevanten gesellschaftlichen Machtverhältnisse.“ (Ludwig

2012: 112) Ich möchte deshalb Gundula Ludwigs Vorschlag folgen und den Begriff der He-

gemonie nicht nur auf Klassenverhältnisse beziehen, sondern als „spezifische Weise von

Macht in modernen, westlichen Gesellschaften“ (edb.) betrachten, mit der „gesellschaftliche

Ungleichverhältnisse insgesamtregiert werden.“ (Ebd.)

Gesellschaftstheoretisch-feministische Ansätze in der Staatstheorie haben im Anschluss an

Gramsci und Poulantzas deutlich gemacht, dass Geschlechterungleichheiten und geschlechtli-

che Ausschlüsse aus den durch gesellschaftliche Kämpfe entstandenen Strukturen des Staates

resultieren und damit androzentrische Weltauffassungen nicht nur durch Zwang durchgesetzt

werden, sondern durch Zustimmung in der Zivilgesellschaft stabilisiert werden. (Ludwig

2014: 36ff)

„Der Staat ist in die Zivilgesellschaft ‚eingebettet‘. Für ein Geschlechterkonzept heißt das, daß

der Staat nur so frauenfreundlich oder genau so maskulinistisch ist wie die Zivilgesellschaft und

umgekehrt“ (Sauer 2001:166; zit.n. Ludwig 2014:38)

Robert W. Connell hat gezeigt, dass dem Staat eine „Geschlechterstruktur“ (Connell) zugrun-

de liegt und spricht von „hegemonialer Männlichkeit“ (ebd.), wenn er davon ausgeht, dass

sowohlin der politischen Gesellschaft, als auch in der Zivilgesellschaft soziale Kräfte wirken,
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„die eine hegemoniale Position einnehmen können undpolitischen Maskulinismus als univer-

salistische Norm reproduzieren.“ (Wöhl 2007: 71) So wird der Maskulinismus in Gesellschaft

und Staat, Alltagspraxen und Lebensweisen eingeschrieben, was dazu führt, dass männliche

Interessen und Lebensweisen präferiert und Frauen in subalternen Positionen platziert werden.

Die politischen Kämpfe der Frauenbewegung sind demnach gegen die hegemoniale Männ-

lichkeit des (integralen) Staates gerichtet. (Ebd.: 71-75)

Diese Darstellung der an Gramsci anschließenden feministischen Arbeiten hat selbstverständ-

lich keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sondern dient an dieser Stelle vielmehr dazu, eine

kleine Perspektivenverschiebung zu ermöglichen, um die Rolle und Position der Frauen des

Aktionskomitees zur Abschaffung des $144 in der Gesellschaft in Bezug auf ihre politische

Strategie besser greifbar zu machen, da hier Gramscis Fokus auf Klassenverhältnisse zu kurz

greift. Eine umfassende Betrachtung der Thematik unter dem Gesichtspunkt der feministi-

schen Kritik an Gramsci würde den Rahmen der vorliegenden Arbeit sprengen, wäre jedoch

ein interessanter Ansatzpunktfür weitere Forschung.

4) Methodisch-theoretische Werkzeugkiste

Um die politische Strategie des Aktionskomitees greifbar zu machen, verstehe ich in dieser

Arbeit seine einzelnen Aktionenals politische Praktiken. Denn politische Strategie ist nicht

immer explizit, sondern äußert sich implizit in den politischen Praktiken, die forciert werden,

um die Strategie umzusetzen, da Aktivitäten, die die Veränderung einer gesellschaftspoliti-

schen Situation zum Ziel haben, immer strategisch sind (vgl. Lehner 2009: 6). Politische

Praktiken sind jene Aktivitäten, „die in den und aufdie politischen Praxiswelten (Bürokratien,

Ministerien, Parteiakademien, Parlamente) strategisch Einfluss nehmen, um die Machtver-

hältnisse in der Gesellschaft und ihren Teilbereichen (anders) zu regieren.“ (Ebd.: 9)

Die Definition von Lehner ist meines Erachtens von einem Staats- und Politikverständnis ge-

prägt, das den Staat auf seine Institutionen beschränkt, das Politische in und zwischen diesen

verortet und Macht und Herrschaft als von diesen staatlichen Institutionen ausgehend betrach-

tet. Für die Analyse der politischen Strategie einer gesellschaftlichen Gruppe, die nicht in die-

sen Institutionen anzusiedeln ist, ist eine Erweiterung von Lehners Vorschlag im Sinne

Gramscis fruchtbar. Da Gramsci den Staat als integralen Staat sieht, sieht er das Politische

17



nicht nur im Staat im engeren Sinn (politische Gesellschaft), sondern auch in der Zivilgesell-

schaft verortet. Macht und Herrschaft werden vielmehr erst durch die Auseinandersetzungen

um Hegemoniein der Zivilgesellschaft ermöglicht. (Vgl. Kapitel 3)

Gramsci folgend, muss Lehners Konzept von politischer Praxis erweitert werden. Unter poli-

tischen Praktiken verstehe ich folglich jene Aktivitäten, die auf die Veränderung der Macht-

verhältnisse in der Gesellschaft zielen, indem sie strategisch sowohl in den und aufdie politi-

schen Praxiswelten als auch auf die Organisation von Hegemoniein der Zivilgesellschaft Ein-

fluss zu nehmen versuchen. (Vgl. Lehner 2009: 6)

Nur durch diese Erweiterung kann erklärt werden, wie es dem Aktionskomitee zur Abschaf-

fung des $144 möglich war, eine Veränderung der Gesetzeslage in einem dermaßen umstritte-

nen und umkämpften Themenfeld mit zu bewirken. Durch die Zugrundelegung eines erwei-

terten Staats- und Politikverständnisses wird die Betrachtung politischer Praxen zwar auf die

Zivilgesellschaft ausgedehnt, ihre zentralen Charakteristika, die Lehner ausmacht, bleiben

aber dennochfür die Analyse geeignet.

Politische Praktiken sind nicht nur deshalb strategisch, weil sie auf die Veränderungder ge-

sellschaftlichen Machtverhältnisse zielen, sondern auch, weil sie eine „unhintergehbare Ver-

knüpfung von Handlung und Wissen“ (ebd.: 9) darstellen. Neben der Präsenz von Ak-

teur_innen und deren Wissen und materiellen Ressourcen zur ihrer Umsetzung benötigen po-

litische Praktiken eine „Agenda, d.h. eine Vorstellung von Vergangenheit, Gegenwart und

Zukunft.“ (Ebd.) Darüber hinaus ist ein weiteres Charakteristikum aller politischen Praktiken

nach Lehner, dass sie mit Kommunikationenarbeiten und immer ein repräsentatives Moment

enthalten. „Der Bezug auf andere, die man vertrete, sowie der Bezug auf das Ganze, das man

verändern wolle, ist ein zentrales Merkmalpolitischer Praxis.“ (Ebd.: 10)

Lehner (2009) schlägt folgende Einteilung politischer Praktiken vor. „Politische Praxis lässt

sich differenzieren nach (1) ihrer Reichweite, (2) dem Grad an Intentionalität, (3) der Invol-

vierung von Öffentlichkeit, (4) ihren Bezugssystemen, (5) ihrer Funktionalität, (6) ihrer Mate-

rialität, (7) dem Gesetzesbezug“ (Lehner 2009: 27) Diese Differenzierung liefert mir die Ana-

lysekategorien, um die einzelnen politischen Praktiken des Aktionskomitees zur Abschaffung

des $144 betrachten und gegenüberstellen zu können und so — vor dem Hintergrund meiner

hegemonietheoretischen Brille — die Strategie des Aktionskomitees herauszuarbeiten. Dazu

muss kurz darauf eingegangen werden, was ich, im Anschluss an Lehner, unter den einzelnen

Kategorien verstehe.
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(1) Politische Praktiken nach ihrer Reichweite zu befragen, bedeutet, sowohl eine perso-

nelle als auch eine räumliche und eine zeitliche Komponente zu beachten. Wie viele

Personen waren an der Praktik beteiligt? Wie viel Raum nahm die Aktion ein und wie

lang hat die Aktion gedauert?

(2) Intentionalität politischer Praxis bezieht sich auf die Frage nach Motiven und bewuss-

ten Strategien, die die Aktion verfolgt.

(3) Politisch Praktiken unterscheiden sich weiters in dem Grad der Involvierung der Öf-

‚fentlichkeit. Sind die Aktionen in der Öffentlichkeit angesiedelt und/oder beziehensie

sich darauf? Wird versucht, die Positionen und Forderungen in der Öffentlichkeit zu

hegemonialisieren und wird dadurch eine gemeinsame Identität erzeugt (Lehner 2009:

29) oder finden die Aktivitäten in den traditionellen politischen Handlungsräumen

statt (z.B. parlamentarische Ausschüsse)?

(4) Politische Praktiken können sich auf verschiedene Systeme beziehen, wie z.B. Einzel-

personen, Organisationen und Institutionen, kollektive Identitäten oder auch im Sinne

einer Selbstreflektion der Praxis selbst. Jedenfalls verweist jede politische Praktik auf

andere Akteur_innen.

(5) Politische Praktiken können zudem anhand ihrer spezifischen Funktionen differenziert

werden, wobei jedoch alle auf die Eroberung von Herrschaft bzw. die Erzeugung von

Hegemonie gerichtet sind. Solche Funktionen können die Unterminierung gegenteili-

ger Standpunkte, der Aufbau eines inhaltlichen Selbstverständnisses oder die Organi-

sation von Zustimmungsein.

(6) Eine politische Praktik kann nach ihrer Materialität befragt werden. Das bedeutet,

man analysiert, wie die Körper von Personen in der Praxis präsent sind und wie sie

eingesetzt und benutzt werden. Außerdem ist von Interesse, welche Artefakte benutzt

werden und welcher Stellenwert ihnen zukommt.

(7) Schließlich lassen sich politische Praktiken danach unterscheiden, ob sie einen direk-

ten, indirekten oder keinen vordergründigen Gesetzesbezug haben.

(Vgl. Lehner 2009: 27-30)

Durch dieses Vorgehenin der Praxisanalyse steht immer der politische Mikrokosmos des Ak-

tionskomitees im Fokus und die Analyse hat eine Enthüllung der politischen Strategie der

Akteurinnen ausgehend vonihrer eigenen Sicht der Situation zum Ziel.
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5) Vorgehenbei der Analyse

Ich werde also die einzelnen Aktionen des Aktionskomitees zur Abschaffung des $144, die

ich als politische Praktiken verstehe, anhand der Differenzierungsmöglichkeiten politischer

Praxis nach Lehner analysieren. Als Quelle für die Aktionen des Aktionskomitees ziehe ich

die Zeitschrift Rotstrumpf heran, wobei diese selbst auch als eine Aktion begriffen wird.

Zuerst werde ich für jede Aktion als politische Praxis ihre Reichweite, Intentionalität, Einbe-

ziehung der Öffentlichkeit, Bezugssysteme, Funktion, Materialität und ihren Gesetzesbezug

ausmachen. Diese Strukturierung erleichtert es mir, nach den Analysekategorien in Bezug auf

die Praktiken insgesamt zu fragen und so in jeder Kategorie die einzelnen Aktionen gegen-

überzustellen und wichtige Gemeinsamkeiten, Unterschiede und zentrale Aspekte herauszuar-

beiten. Dadurch wird der Blick auf die politische Strategie des Aktionskomitees insgesamt

frei, die ich dann mit den zentralen Charakteristika der Hegemonietheorie von Gramsci - mit

Fokus auf die Organisation von Hegemoniein der Zivilgesellschaft — und mit Blick auf die

feministische Kritik an Gramsci deuten werde.

Die im Rotstrumpf (Nr. 0 — 8) angesprochenen Aktionen des Aktionskomitees zur Abschaf-

fung des $144, die ich als politische Praktiken untersuche, sind folgende:

e Briefe an prominente Persönlichkeiten mit der Bitte, die Aktion zu unterstützen (De-

zember 1971)

e Pressekonferenz des Aktionskomitees (Januar 1972)

e Marktaktionen zur Unterschriftensammlung, Diskussion und Informationenverteilung

auf Wiener Märkten jeden Samstagvormittag von Mitte Jänner bis Ende März

e Diskussionen und Unterschriftensammlungen in einer Fußgeherpassage sowie in der

Fußgeherzonein der Inneren Stadt

e Kontakte mit Betriebsräten in größeren und kleineren Wiener Betrieben

e Kontakte mit Organisationen (z.B. SJ, Studenten)

e Kontakte mit Einzelpersonen

e Interviews für Fernsehen, Radio und Zeitungen

e Teilnahme an öffentlichen Diskussionen als Podiumsdiskutantinnen

e Teilnahme an öffentlichen Diskussionen als Diskutantinnen im Publikum

e Referate über die Problematik des $144 in Bezirksgruppen der SPÖ, der SJ und der JG
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Artikel für Zeitungen und Zeitschriften (z.B. Kronen-Zeitung, Bezirkszeitungen,

Schülerzeitungen, Zukunft)

Wöchentliche Arbeitstreffen

Flugblätter am Villacher Parteitag

Flugblatt beim Kongress der Sozialistischen Internationale (1972 in Wien)

Arbeitstagung am Mondsee (30.9. -1.10.1972)

Flugblatt beim Ärztekongress (Oktober 1972)

Vorschlag für eine veränderte Gesetzesformulierung des $144, der dem Strafrechtsun-

terausschuss im Parlament vorgelegt wurde

Offener Brief an Justizminister Christian Broda

Verteilung des Briefes an Broda als Flugblatt am Landesparteitag der SPÖ Wien (Juni

1973)

Flugzettelverteilung unter dem Motto „Die Wirklichkeit ist anders — die Wahrheit über

den $144“ anlässlich der Kundgebung der Aktion 365 gegen die Fristenlösung. (Juni

1973)

Vorsprache bei ÖVP-Abgeordneten im Parlament und Übergabe eines Briefes (Juni

1973)

Einrichtung einer Beratungsstelle für Frauen und Mädchenin Konfliktsituationen, um

die Phase zwischen Beschluss und Inkrafttreten der Fristenlösung zu überbrücken.

HerausgebenderZeitschrift Rotstrumpfvier Maljährlich

6) Ergebnisse der Analyse

Im Folgenden werde ich zuerst die Ergebnisse der Analyse der politischen Praktiken nach den

einzelnen Analysekategorien wiedergeben und so zentrale Elemente der politischen Strategie

des Aktionskomitees aufzeigen. In einem zweiten Schritt werde ich diese zu zentralen Ele-

menten des Kampfes um Hegemoniein der Zivilgesellschaft nach Gramsci in Bezugsetzen.

6.1) Zentrale Elemente derpolitischen Strategie des Aktionskomitees

Die Aktionen des Aktionskomitees differieren in Bezug auf ihre Reichweite sowohl in perso-

neller als auch zeitlicher und räumlicher Hinsicht. Es gibt einerseits Aktionen, die sich nur auf
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wenige einzelne Personen beziehen (Briefe an prominente Persönlichkeiten) als auch anderer-

seits solche, die sich an sehr viele Menschen richten (Podiumsdiskussionen, Flugblätter, Me-

dienberichte) und viele Menschen involvieren (Demonstration). Zudem hat das Aktionskomi-

tee sowohlzeitlich kurze und einmalige (Vorsprache bei Abgeordneten) als auch länger dau-

ernde Aktionen (Arbeitstagung am Mondsee, Rotstrumpf) und sich über einen längeren Zeit-

raum wiederholende Aktionen (Marktaktion) durchgeführt. Insgesamt war das Aktionskomi-

tee vom September 1971 bis zur Beschlussfassung im Parlament im November 1973 und dar-

über hinaus noch mit der Beratungsstelle bis zum Inkrafttreten der Fristenlösung am 1. Jänner

1975 aktiv. In Bezug auf die Reichweite in räumlicher Sicht, so finden sich sowohl Praktiken,

die wenig (Briefe verschicken) und solche, die viel Raum (Demonstration) für sich in An-

spruch nehmen. Alles in allem haben die Frauen des Aktionskomitees versucht, über einen

längeren Zeitraum hindurch eine große Zahl von Menschen zu erreichen, wobei sie selbst

sagen, dass ihnen das gelungenist. (Rotstrumpf 2/1972: 5)

Da sich das Aktionskomitee zur Abschaffung des $144 gebildet hat, um bewusst in die Debatte

um den Schwangerschaftsabbruch einzugreifen und strategisch darauf Einfluss zu nehmen,

sind alle Aktionen bewusst undstrategisch. Dieses hohe Maß an Intentionalität lässt sich auch

daraus erklären, dass das Aktionskomitee als neuer Akteur in die Debatte eintritt und sich

somit eine Position erst erarbeiten muss. Dazu ist ein hohes Maß an Organisation undstrategi-

scher Reflexion nötig. Außerdem haben sich noch keine Strukturen bilden können, die routi-

nierte Praktiken ermöglichen würden.

Es hat sich gezeigt, dass das Aktionskomitee in seinem Vorgehen darauf bedachtist, die Öf-

fentlichkeit auf verschiedenste Art zu adressieren und mit einzubeziehen. Die Aktionen finden

Großteils im öffentlichen Raum statt und beziehen sich auf die Öffentlichkeit, indem diese

sowohlinformiert (Flugblätter, Diskussionen, Medienberichte) als auch involviert (Markakti-

onen, Demonstration) wird. Die Öffentlichkeit wird also zugleich als Bühne und als Bezugs-

punkt genutzt, als Handlungsraum, der gleichzeitig verändert werdensoll.

Andere Aktionen beziehen sich nicht auf die Öffentlichkeit, sondern auf die Sphäre, die tradi-

tionell als die Politik verstanden wird. (Brief an Broda, Vorsprache beim Strafgesetzunteraus-

schuss) Die Analyse hat außerdem gezeigt, dass durch Veröffentlichung von Forderungen

und Vorgehensweisen die Öffentlichkeit auch genutzt wird, um Druck auf die politische

Sphäre auszuüben (z B. Veröffentlichung der Flugblätter im Rotstrumpf), dies ist gerade bei

jenen Aktionen der Fall, in der die Öffentlichkeit sonst keine Rolle spielt.
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Die Nutzung der Öffentlichkeit zielt darauf ab, die Forderungen des Aktionskomitees zu ver-

breiten, zu erläutern und Unterstützung für seine Sache zu gewinnen.

Die Aufschlüsselung der politischen Praktiken nach ihren Bezugssystemen hat gezeigt, auf

wen die Frauen des Aktionskomitees Einfluss zu nehmen versuchten, um ihre Ziele zu errei-

chen und wensie also als Akteur_innen in der Debatte um den Schwangerschaftsabbruch be-

trachteten. Dazu gehören Einzelpersonen, die mediale Öffentlichkeit (Bevölkerung als Ganzes

wird angesprochen), die österreichische Bevölkerung in Form von Einzelpersonen und dabei

vor allem Frauen (bei Marktaktionen, durch den Rotstrumpf), Institutionen wie Betriebsräte,

Parteien, das Parlament, Abgeordnete im Parlament, Ausschüsse, Parteiorganisationen und die

Ärzte des Ärztekongresses. Manche Aktionen sind an die politischen Gegneradressiert, ande-

re an die Verbündeten (Flugzettelaktion bei Kundgebung der Aktion 365, Kongress der sozia-

listischen Internationale, andere Frauengruppen beim Arbeitstreffen am Mondsee). Weiters

hatten die wöchentlichen Arbeitstreffen das Aktionskomitee selbst und seine Arbeit in selbst-

reflexiver Weise als Bezugspunkt und das Arbeitstreffen am Mondseebezieht sich selbstre-

flexiv auf die eigene Arbeit im Kontext der österreichischen Frauenbewegung und in der

Kampagne zum $144 auf nationaler Ebene.

Es zeigt sich also, dass die politischen Praktiken an ein breites Spektrum von Akteur_innen

gerichtet waren, auf die versucht wurde, Einfluss zu nehmen.

Der Analysekategorie der Funktionen der politischen Praktiken kommt in Bezug auf mein

Forschungsinteresse besondere Bedeutung zu, da die politische Strategie des Aktionskomitees

zur Abschaffung des $144 hier besonders deutlich wird, weil die Akteurinnenselbst die Ziele

ihrer Aktionen benennen. Dies ist nicht bei allen einzelnen Aktionen der Fall, es kann aber

vielfach aus der Art der Aktion und der Argumentation in den Aktionen (z.B. Flugblätter)

darauf geschlossen werden, welche Absichten das Aktionskomitee damit verfolgte. Vor allem

im Rotstrumpfstellen die Frauen ihre Ziele und ihr Vorgehen durch die Publikation und Be-

gründung ihrer Aktionenselbst dar.

Grundsätzlich verfolgt keine der Aktionen des Aktionskomitees nur ein Ziel, sondern sie ha-

ben immer mehrere Funktionen, die je nach Bezugssystem der Aktion unterschiedlich zu-

sammenspielen. Alle gemeinsam sind jedoch auf ein Gesamtziel ausgerichtet, das, wie aus der

Erläuterung des Aktionskomitees in der Nullnummer des Rotstrumpfes deutlich wird, nicht

vordergründig die Abschaffung des $144 ist.
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„[Dler $ 144 [ist] ein Symptom für die allgemeine Unterdrückung der Frau in Österreich. Es ist

daher der Kampf gegen den Abtreibungsparagraphen nur als punktuelle Strategie zu verstehen,

die längerfristig zur Befreiung der Frau vom Gebärzwang und sexueller Unterdrückung führen

muß.“ (Rotstrumpf 0/1972: 2)

Die Frauen des Aktionskomitees wollen die Abschaffung des $144, denn sie wollen Emanzi-

pation.

„Emanzipation heißt nicht, Gewährung gleicher formaler Rechte um den Preis ausschließlicher

Bindung an die traditionellen Funktionen und einen engen Begriff der weiblichen Natur. Viel-

mehr bedeutet Emanzipation das Recht und die faktische Möglichkeit, sich von dem falschen

Begriff des weiblichen Wesensfreizumachen und Tätigkeiten nachzugehen, die dem Stereotyp

widersprechen.“ (Ebd.: 1)

Sie kämpfen also für die Abschaffung des $144, um langfristig für eine emanzipiertere Ge-

sellschaft einzutreten, was sich in vielen Aktionen widerspiegelt. Die Analyse hat gezeigt,

dass alle Aktionen in einem hohen Maße darauf ausgerichtet sind, Menschen zu informieren

und so ihre Meinungsbildung zu beeinflussen. In den politischen Praktiken werdennicht nur

Forderungen gestellt, sondern immer auch sachlich argumentativ erklärt und begründet. Die

Argumentationen unterscheiden sich dabei je nachdem, an wen sich die Aktion richtet, aber

grundsätzlich wird immer erläutert und begründet, warum eine Veränderung der Situation

notwendig ist. In den Aktionen (Flugblätter), in denen sich das Aktionskomitee zum Beispiel

an die Teilnehmer am Kongress der Sozialistischen Internationale oder an die SPÖ-

Parteimitglieder am Villacher Parteitag richtet, steht nicht die Abschaffung des $144 im Vor-

dergrund der Argumentation, sondern die Feststellung, dass es Aufgabe der sozialistischen

Parteien sei, sich für eine Gesellschaft einzusetzen, in der Frauen und Männer gleichermaßen

selbstbestimmt leben können. Dazu sei die Abschaffung des $144 ein notwendiger Schritt. Im

Rotstrumpf, der vor allem an die österreichischen Frauen gerichtet ist, werden im Heft zum

Thema Abtreibung (Nr.O) ausführlich und in einfacher Sprache medizinische Begriffe erklärt

und Argumentefür die Abschaffung des $144 sowie notwendige Begleitmaßnahmenerläutert.

Durch die Bereitstellung dieses Wissens trägt das Aktionskomitee dazu bei, Rede- und Le-

sehemmungen abzubauen undso individuelle Lernprozesse zu ermöglichen, die den persönli-

chen Emanzipationsprozess der Frauen fördern. (vgl. Rotstrumpf 1/1972: 3) Nicht zufällig

trägt der Rotstrumpf den Untertitel „Texte zur Befreiung der Frau“. Dabei wird aber die Be-

wertung der dargebotenen Information immer der Leserin überlassen. So findet sich im Rots-

24



trumpfNr.1 ein Bericht zur Frauenbewegung unter dem Motto „WomenUnite!“, dessen letzte

Sätze lauten:

„Wie man sieht, sind die Erkenntnisse, Frustrationen und Probleme der englischen Frauen die-

selben wie hierzulande, aber im Gegensatz zu uns, haben sie bereits eine wirksame Strategie

ausgearbeitet: [...] gemeinsame Bekämpfung der Probleme durch Taten. Sollen wir uns daran

ein Beispiel nehmen?“ (Rotstrumpf 1/1972: 11; unterstrichen 1.0.)

Eine Hauptfunktion der politischen Praktiken des Aktionskomitees, die alle Aktionen in der

ein oder anderen Weise verfolgen, ist es also, die Menschen zu informieren, um ihren indivi-

duellen Meinungsbildungsprozess zu beeinflussen und dadurch Unterstützung zu organisieren

bzw. gerade auch in Bezugaufdie Bevölkerung diese zu mobilisieren.

Die politischen Praktiken, die auf die Mobilisierung der Bevölkerung gerichtet sind, haben in

diesem Zusammenhang auch ganz klar die Funktion, den Druck auf die Politik zu erhöhen.

Die politischen Praktiken nutzen, wie bereits erläutert, den öffentlichen Raum und wirken

gleichzeitig auf ihn ein. Dabei ist die Positionierung des Aktionskomitees und seiner Forde-

rungenin der Öffentlichen Debatte eine wichtige Funktion von vielen Aktionen. Vor allem mit

dem Rotstrumpf, mit dem die Akteurinnen die Möglichkeit haben, ihre Sichtweise der Dinge

unverfälscht und unverkürzt darzustellen, aber auch durch viele andere Aktionen, wollen die

Fraueneine „Art Gegenöffentlichkeit[...] schaffen“ (Rotstrumpf 0/1972: 1), um „das konser-

vative Informationsmonopol zu brechen.“ (Ebd.) Auch hiertritt wieder die zentrale Bedeu-

tung von Information zum Vorschein.

Die Frauen des Aktionskomitees zur Abschaffung des $144 wissen, dass sie Emanzipation

nicht allein erreichen können. Sie sehen sich als Teil eines „Wir-Frauen“-Kollektivs, das ge-

meinsam gegen seine Unterdrückung ankämpfen muss. Neben der Mobilisierungsfunktion

haben ihre Praktiken deshalb auch die Vernetzung verschiedener Gruppen unter den gemein-

samen Zielen und die Schaffung und Stärkung einer gemeinsamenIdentität für die Frauenbe-

wegung zum Ziel. Ein wichtiger Beitrag wird hierbei durch den Rotstrumpfgeleistet, in dem

Informationen aller Gruppen publiziert werden. „Zur praktischen Durchsetzung dieses Zieles

[der Emanzipation; AG] gilt es, Argumentationslinien und Erfahrungen aller Emanzipations-

kreise zusammenzufassen undallen Betroffenen zugänglich zu machen.“ (Rotstrumpf 0/1972:

1) In Bezug auf den Rotstrumpf ist dabei bedeutend, „daß die Trennung zwischen aktiven
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Redakteuren und passiven Lesern — wie dies bei anderen Zeitschriften üblich ist - überwunden

wird. Breiter Raum wird daher für Flugblätter, Papers, Stellungnahmenetc. anderer Gruppen

bereitstehen.“ (Ebd.) Deshalb werden die Frauen in mehreren politischen Praktiken aufgefor-

dert, sich aktiv zu beteiligen. Beispielsweise findet sich in jeder Ausgabe des Rotstrumpfs der

Hinweis darauf, wann und wo die wöchentlichen Arbeitstreffen stattfinden, was als Einladung

zu verstehen ist. Weiters findet sich im Rotstrumpf Nr. 1 eine heraustrennbare Unterstützungs-

erklärung der Kampagne zum $144, die unterschrieben und an die Redaktion gesandt werden

kann. Die Marktaktionenfallen auch in diese Kategorie.

Kollektive Identität wird wieder vor allem über Information herzustellen versucht, in dem die

gemeinsamen Probleme der Frauen in der gegenwärtigen Gesellschaft thematisiert und erläu-

tert sowie Beteiligungsmöglichkeiten aufgezeigt werden.

Jene Aktionen, die die politischen Gegner zum Bezugspunkthaben, zielen selbstverständlich

auch darauf, die eigene Position zu verteidigen, wobei der Fokus auch hier auf sachliche Ar-

gumentation gelegt wird, anstatt die Debatte wie seitens der kirchlichen Verbände zu morali-

sieren und zu emotionalisieren. (vgl. Edlinger 1981: 114ff)

Ein weiterer interessanter Aspektist die Materialität der politischen Praktiken, also inwiefern

die Körper der Akteurinnen in den Aktionen präsent waren, wie sie eingesetzt wurden und

welche Artefakte genutzt wurden. Es zeigt sich, dass die Informations- und Überzeugungsar-

beit vom Aktionskomitee sowohlschriftlich als auch mündlich geleistet wurde. In 13 der 24

analysierten politischen Praktiken (vgl. Kapitel 5) waren die Frauen selbst körperlich anwe-

send und somit in ihrer Person Trägerinnen ihrer Forderungen. Der persönliche Kontakt mit

Menschenist in vielen Aktionen gegeben. Sowohl in solchen, die sich auf die Bevölkerung

beziehen, als auch in solchen, die sich auf die Politiker_innen und Parteiorganisationen rich-

ten. Die körperliche Anwesenheit verstärkte zusätzlich Forderungen, die durch andere Arte-

fakte wie z.B. Flugblätter transportiert wurden. So wurden die Forderungen des Aktionskomi-

tees bei der Demonstration am 9. November 1974 durch die Anwesenheit vieler Menschen

getragen und verstärkt.

Es gab auch Aktionen, wie die Briefe und der Rotstrumpf, die nur über Artefakte arbeiteten.

Aber wenn die Frauen körperlich präsent waren, dann setzten sie dies in den politischen Prak-

tiken unterschiedlich ein. Die Bandbreite reicht von face-to-face Gesprächen u.a. bei den

Marktaktionen zu Situationen, in denensich die Frauen als Vertreterinnenihrer Sache an viele

Menschen wenden, z.B. als Diskutantinnen am Podium oder bei Referaten, bis hin zu Situati-
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onen, wo sich die Akteurinnen als ‚eine von vielen‘ präsentieren wie bei der Demonstration

oder als Publikumsdiskutantinnen.

Der Gesetzesbezug als die letzte Analysekategorie hat sich als für mein Forschungsinteresse

großteils als irrelevant erwiesen. Denn Lehner unterscheidet direkten Gesetzesbezug im Sinne

einer Aktion, die ein Gesetz zum Ziel hat, und indirekten Gesetzesbezug für Praktiken, die ein

Gesetzesverfahren im Auge haben. Lehner denkt dies innerhalb der klassischen politischen

Entscheidungssphäre, was es schwer macht, Aktionen einer Gruppe zu untersuchen, die sich

als Akteur_innen außerhalb dieser Sphäre befinden und immer nur versuchen können, darauf

einzuwirken. Damit haben alle Aktionen des Aktionskomitees zur Abschaffung des $144 nach

Lehners Einteilung keinen vorrangigen Gesetzesbezug. Als einzige Ausnahme könnte der

Formulierungsvorschlag für $144 gesehen werden, den das Aktionskomitee dem Strafrechts-

unterausschuss vorlegte. Hier ist ein indirekter Gesetzesbezug gegeben, in dem die politische

Praktik auf das Gesetzesverfahren Einfluss zu nehmen versucht. Dies wurde dem Aktionsko-

mitee dadurch möglich, dass es von parlamentarischer Seite als relevanter Akteur erkannt und

zu einem Hearing geladen wurde.

Durch die Analyse wurde deutlich, dass die Akteurinnen des Aktionskomitees zur Abschaf-

fung des $144 eine klare politische Strategie hatten, die Vorstellungen über mehrere zentrale

Aspekte enthält. Die Frauen hatten eine Vorstellung von Vergangenheit, Gegenwart und Zu-

kunft und wussten, welche Ziele sie erreichen wollten. Ihre politische Strategie benennt die

Mittel, die für die Erreichung des Ziels notwendig sind, und die Akteure, die beeinflusst wer-

den müssen. Weiters enthält sie Aussagen darüber, wie diese Beeinflussung passieren muss,

welchen Charakter und Funktionalität die einzelnen Aktionen haben müssen, wie argumen-

tiert werden muss und wie die Öffentlichkeit, Körper und Artefakte eingesetzt werden müs-

sen, um das Ziel zu erreichen.

6.2) Die politische Strategie des Aktionskomitees als Fahrplan im

Kampf um Hegemonie

Setzt man nundie herausgearbeiteten Elemente der politischen Strategie des Aktionskomitees

zur Abschaffung des $144 zu Gramscis Vorstellungen davon, wie gesellschaftspolitische Ver-

änderungen möglich werden und der von mir vorgenommenen feministischen Perspektiven-
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erweiterung in Bezug, so wird deutlich, dass die Situation, in der sich die Frauen in den

1970er Jahren befinden und die sie verändern wollen, gesellschaftlich getragen und gestützt

ist. Die gesellschaftliche Ungleichheit, in der Frauen vielfach zwar rechtlich gleichgestellt

sind, aber immer noch erheblich benachteiligt werden, weil sie nicht dieselben Möglichkeiten

haben, ihr Leben selbst zu bestimmen, ihre Talente zu entdecken und ihre Fähigkeiten zu

entwickeln, entsteht durch Herrschaftsstrukturen, die nicht nur von ‚oben‘ durch Zwang

durchgesetzt werden, sondern auch auf dem Konsens der Zivilgesellschaft beruhen. Die Un-

terdrückungder Frau in der Gesellschaft ist Teil der Hegemonie.

Deshalb muss eine Veränderung der gesellschaftlichen Situation — und das haben die Frauen

des Aktionskomitees offensichtlich erkannt — am gesellschaftlichen Konsens zu den beste-

henden Strukturen ansetzen und Zustimmung zu einem Gegenkonzept organisieren, um auf

Herrschaft einzuwirken.

Da der integrale Staat in den 1970er Jahren von Strukturen durchsetzt war, durch die weibli-

che Interessen und Lebensweisen benachteiligt werden, waren Frauen in dieser Gesellschaft

eine subalterne Gruppe. Die Frauen des Aktionskomitees zur Abschaffung des $144 kämpfen

also gegen die hegemoniale Männlichkeit und wollen mit ihren Aktionen eine Gegenhegemo-

nie (gegen die hegemoniale Männlichkeit) schaffen, die eine emanzipierte Gesellschaft er-

möglicht. Ihr Ziel ist nicht nur die Abschaffung des $144, sondern eine tiefgreifende gesell-

schaftliche Veränderung.

Um einesolche zu erreichen, ist es für Gramsci notwendig, dass eine Einheit unter den Subal-

ternen politisch organisiert wird, denn subalterne Gruppen sind für Gramsci durch Zersplitte-

rung gekennzeichnet. Genau das versuchen die Frauen des Aktionskomitees zur Abschaffung

des $144 zu tun. Sie sind bestrebt, eine kollektive Identität zu schaffen, eine Frauenbewegung

zu organisieren und in Aktionen unter den gemeinsamen Zielen zu vereinen. Meine These ist,

dass die Organisation dieser Einheit durch die Konkretheit der Debatte um den Schwanger-

schaftsabbruch begünstigt wurde. Die klaren Fronten in der gesellschaftlichen Debatte er-

zwingen, eindeutig Position zu beziehen, während der Emanzipationsgedanke an sich so fa-

cettenreich ist, dass es viele Punkte gibt, in der innerhalb der subalternen Gruppe Uneinigkei-

ten aufkommen können. Eine Einheit wird damit verhindert, die Erfolgsaussichten geschmä-

lert. Insofern ist es wahrscheinlich, dass das Aktionskomitee nur dadurch erfolgreich war,

weil es in Bezug auf den $144 gelang, eine Einheit unter den Frauen herzustellen und zu be-

wahren und auch die Frauen der AUF, die ja schon bald wegeninhaltlicher Differenzen eige-

ne Wege gingen, die Kampagne $144 inhaltlich voll und ganz unterstützen.
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Die Frauen des Aktionskomitees organisieren also den Kampf um Hegemonie und sind damit

eindeutig organischeIntellektuelle. Denn sie entstanden aus der subalternen Gruppe der Frau-

en, die sich in einem Kampffür eine Veränderung der Verhältnisse zu ihrer Befreiung aus der

Unterdrückung befinden, heraus und übernehmen die Funktion, die Frauen zu einer hand-

lungsmächtigen Gruppe zu einen und Zustimmung zu ihren Forderungen zu organisieren.

Diese Organisation passiert durch die Aktionen des Aktionskomitees.

Wie gezeigt wurde, richten sich die Aktionen an ein breites Spektrum verschiedener Ak-

teur_innen. Diese gehören sowohlder Zivilgesellschaft als auch der politischen Gesellschaft

an. Es war Teil der politischen Strategie der Aktionskomitees, innerhalb der SPÖ undder po-

litischen Institutionen zu arbeiten und hier den Emanzipationsgedanken durchzusetzen und

zudem eine parteipolitisch unabhängige Massenorganisation zu initiieren (vgl. Rotstrumpf

2/1972: 4). Die Organisation von Hegemonie setzen die Frauen also auf beiden staatlichen

Ebenengleichzeitig an.

Dabei nimmtder Bezug aufdie Öffentlichkeit, die Teil der Zivilgesellschaft ist, und die Nut-

zung derselben als Handlungsraum einen besonderen Stellenwert ein. Die Zivilgesellschaftist

der Kampfplatz, ein der formellen Politik vorgelagertes Feld (Barfulls/Jehle 2014: 117), auf

dem um Hegemonie gerungen wird, und das Aktionskomitee versucht hier, - wie oben aus-

führlich dargestellt - möglichst viele Menschen auf möglichst vielen gesellschaftlichen Ebe-

nen durch unterschiedliche Kanäle zu erreichen. Dadurch will es möglichst viel Zustimmung

zu seinen Forderungenerhalten, um so Hegemonie als Gegenhegemonie zu organisieren und

durch diese Unterstützung in der Zivilgesellschaft sowie durch die Schaffung einer Gegenöf-

fentlichkeit Druck auf die politische Gesellschaft auszuüben. Gleichzeitig werden die Ak-

teur_innen der politischen Gesellschaft durch weitere Aktionen in ihrem persönlichen Mei-

nungsbildungsprozess beeinflusst.

An der Arbeit der Aktionskomitees, das als Akteur selbst der Zivilgesellschaft zuzuordnenist,

wird der dynamische Charakter von Hegemonie, die ständig immer wieder aufs Neue organi-

siert werden muss, besonders deutlich. Es reichen keine einmaligen Aktionen und Stellung-

nahmen, sondern die eigene Position muss immer wieder Klar gemacht und verteidigt werden,

um eine Veränderung zu bewirken und auch Erreichtes ist nicht gesichert, sondern muss wei-
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ter verteidigt werden, was sich am Volksbegehren der Aktion Leben damals und den Angrif-

fen gegen die Fristenlösung bis in die heutige Zeit zeigt.”

Die Analyse der politischen Praktiken hat gezeigt, dass diese vor allem über Bildung funktio-

nieren. Dies wird Gramscis Verständnis von Hegemonie als pädagogischem Verhältnis ge-

recht. Das Aktionskomitee versuchte durch seine Aktionen vor allem Menschen zu informie-

ren, ihren individuellen Meinungsbildungsprozess zu beeinflussen und so in die gesellschaft-

liche Auseinandersetzung dessen, wasals richtig, gut und normalgilt, einzugreifen. Die Men-

schen werden dazu angehalten, ihren - mit Gramsci gesprochen — gesunden Menschenver-

stand einzusetzen und selbst nachzudenken. Die einzelnen Aktionen zeigen die gegebenen

Verhältnisse mit Blick auf die Veränderung auf. Die Akteurinnen geben keine Meinungen und

Standpunkte vor, sondern erklären und begründen immer auch und wollen so eine kritische

Reflexion der Situation anregen, dadurch mobilisieren und den Alltagsverstand verändern.

Dabei spielt Wissen vor allem auch in Bezug auf die Erarbeitung eines gemeinsamen Stand-

punktes innerhalb der subalternen Gruppe der Frauen eine bedeutende Rolle. Die Frauen des

Aktionskomitees verstehen ihren Bildungsauftrag — ganz in Gramscis Sinne- nicht von ‚oben‘

nach ‚unten‘, von den Wissenden zu den Unwissenden, sondern sie wollen diese Hierarchien

aufheben und wechselseitige Lernprozesse ermöglichen. Dadurch bilden sie aus ihrer Gruppe

weitere organische Intellektuelle und stärken somitihre Position.

Für die Gestaltung der Gesellschaft ist unablässige Selbstveränderung und Bildung notwendig

(Haug 2009: 14). Dies bezieht sich sowohl auf die Selbsterziehung als auch auf die Bildung

der Bevölkerung, um eine kollektive Führung zu erreichen. Dabei ist es nach Gramsci wich-

tig, dass die Frauen des Aktionskomitees als organische Intellektuelle ihre Autorität auf Über-

zeugung und Kontakt gründen. Beides ist in ihrem Vorgehen gegeben, denn die politischen

Praktiken sind in hohem Maß auf sachliche Information ausgerichtet und in vielen Praktiken

ist der persönliche Kontaktder Frauen mit ihren Bezugssystemen gegeben.

Gerade in Bezug auf die politischen Praktiken, die sich an Akteur_innen der politischen Ge-

sellschaft wenden, ist es noch wichtig hervorzuheben, dass das Aktionskomitee hier immer

versuchte, klar zu machen, dass seine Forderungen keinePartikularinteressen darstellen, son-

dern dass eine emanzipierte Gesellschaft ein Allgemeininteresse ist, das gerade die sozialisti-

* Organisationen wie Human Life International setzen sich auch in Österreich nach wie vor gegen die Fristenlö-

sung und für den Schutz des ungeborenen Lebens ein. (http://www.hli.at/)
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schen und sozialdemokratischen Parteien verfolgen und unterstützen sollten. Dadurch dass

das Aktionskomitee seine Forderungen der Abschaffung des $144 in den Kontext von Eman-

zipation stellte, gelang eine Umarbeitung seiner Partikular- zu Allgemeininteressen und es

war den Frauen so möglich, ihre Anliegen in den Staat einzubringen (vgl. Ludwig 2010: 54)

Die politische Strategie des Aktionskomitees zur Abschaffung des $144 spiegelt also viele

Punkte wider, die nach einem gramscianischen Verständnis von Staat und Gesellschaft aus-

schlaggebend dafür sind, dass eine gesellschaftliche Veränderung bewirkt werden kann. Ihre

Strategie würde ich als Fahrplan im Kampf um die Organisation von Hegemonie für Emanzi-

pation in der Zivilgesellschaft bezeichnen, die in Bezug auf ihr kurzfristiges Ziel, nämlich die

Abschaffung des $144 erfolgreich war.

7) Fazit

Die vorangegangene Analyse und die Darstellung der politischen Strategie des Aktionskomi-

tees zur Abschaffung des $144 haben gezeigt, dass das Vorgehen der Akteurinnen Gramscis

Vorstellungen davon entspricht, wie sich eine soziale Gruppe effizient zu Herrschaft hin ent-

wickeln kann. Die Frauen des Aktionskomitees haben es durch ihre politische Doppelstrategie

geschafft, sich als relevanter Akteur in der Zivilgesellschaft zu positionieren und als organi-

sche Intellektuelle der subalternen Gruppe der Frauen in der damaligen, von hegemonialer

Männlichkeit geprägten, Gesellschaft Hegemoniefür ihre Forderungen zu organisieren. Diese

bezogen sich dabei nicht nur auf den $144, sondern waren auf eine tiefgreifendere Verände-

rung der gesellschaftlichen Situation gerichtet, nämlich die Forderung nach Emanzipation.

Das Aktionskomitee wollte mit seinen Aktionen dazu beitragen, dass sich die Gesellschaft

ändert und Frauen aus ihrer Unterdrückung befreit werden. Die Akteurinnen erkannten rich-

tig, dass sie diesen Kampf nicht allein und repräsentativ für alle Frauen kämpfen können,

sondern dass es gilt, alle Frauen unter den gemeinsamen Zielen zu einer Frauenbewegung zu

vereinen. Dementsprechend arbeiteten sie an der Schaffung einer kollektiven Identität.

Mit seinen Aktionen wandte sich das Aktionskomitee durch die Nutzung unterschiedlicher

Kanäle an eine Vielzahl verschiedener Akteur_innen, die sowohl der Zivilgesellschaft als

auch der politischen Gesellschaft zuzuordnen sind. Dies macht ihre Strategie, wie von Mesner

schontreffend beschrieben, zu einer Doppelstrategie. Dabei stimme ich Mesnerin ihrer These
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zu, dass es den Frauen des Aktionskomitees nicht gelungen wäre, die Fristenlösung durchzu-

setzen, wenn sie nicht die SPÖ als Kanal für dieses Anliegen genutzt hätten (vlg. Mesner

2010: 219). Durch die Betrachtung der Situation vor dem Hintergrund eines gramscianischen

Gesellschafts- und Politikverständnisses wird aber zudem deutlich, dass diese These allein zu

kurz greift. Gerade durch ihr Engagementin der Zivilgesellschaft, die Gramsci als ein „der

formellen Politik vorgelagertes Feld des Vergesellschaftungshandelns“ (Bafruss/Jehle 2014:

117) denkt, wurde es den Frauen möglich, die SPÖ als Kanal zu nutzen. Denn will auf Herr-

schaft eingewirkt und die gesellschaftliche Situation verändert werden, so muss der Einsatz-

punkt nach Gramsci die Zustimmung in der Zivilgesellschaft sein, durch die die gegebenen

Verhältnisse stabilisiert werden. Um herrschend zu werden, müssen Gedanken zuerst führend

sein und das gelingt über die Organisation von Hegemonie bzw. Gegenhegemonie. (Opratko

2012: 38; sowie Becker/Candeias/Niggerman/Steckner 2013: 68f) Das Aktionskomitee konn-

te folglich nur effizient auf die SPÖ einwirken, weil es gleichzeitig durch seine Aktionen in

der Zivilgesellschaft, die hier Zustimmung zu den Forderungen der Frauen erzeugten, Druck

auf die herrschende Gruppe aufbaute, deren Führungsposition in Frage gestellt wurde. Das

Aktionskomitee war deshalb so erfolgreich und die Fristenlösung wurde gegen den katho-

lisch-konservativen Widerstand durchgesetzt, weil es sich in die auf zivilgesellschaftlicher

Ebenestattfindende Auseinandersetzung darüber, welche Gedanken und Konzepteals richtig

und normal anerkannt werden, effizient einbrachte.

Für den Erfolg der politischen Strategie des Aktionskomitees zur Abschaffung des $144 war

maßgeblich, dass sie eine Bildungsstrategie war. Die Aktionen der Frauen hatten zum Ziel

Wissen zu vermitteln und zielten auf die Bildung der Bevölkerung ab. Die Menschensollten

durch das, vom Aktionskomitee bereitgestellte Wissen, das sich auf die aktuelle Situation mit

Blick auf deren Veränderung bezog, zum selbstständigen Nachdenken angeregt werden, so

ihren senso comune, den gesunden Menschenverstand, benutzen und sich selbstreflexiv eine

Meinung bilden. Dadurch sollte ein neuer Alltagsverstand verbreitet werden. In diesem Sinne

denkt Gramsci Hegemonie als pädagogisches Verhältnis, denn „[e]ine hegemoniale Konstruk-

tion wird in dem Maße brüchig, wie es gelingt, einen neuen Alltagsverstand zu verbreiten.“

(Barfuss/Jehle 2014: 76)

Durch ihre politische Strategie konnten sich die Frauen des Aktionskomitees zur Abschaffung

des $144 effizient zur Herrschaft hin entwickeln und erreichten die Verabschiedung der Fris-

tenlösung. Jedoch trägt dieser Erfolg auch ein Scheitern in sich, denn das Ziel, das die Akteu-
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rinnen verfolgten und nach dem sie die Organisation von Hegemonie ausrichteten, war ein

gesellschaftlicher Umsturz im Sinne der Emanzipation, war die Befreiung der Frau. Dieses

Ziel wurde — wenn mansich die aktuelle Situation der Frau in Österreich anschaut — bis heute

nicht erreicht. Es wäre ein Ansatzpunktweiterer Forschung, die Perspektive zu erweitern und

danach zu fragen, wie sich die aufgezeigte Strategie des Aktionskomitees in einen gesell-

schaftspolitischen Veränderungsprozess einordnen lässt, der möglicherweise auch über die

Gesetzesänderung zum $144 hinausgeht. Hier müsste die Situation Österreichs in den 1970er

Jahren mit ihrer damaligen Entwicklungsweise im Kapitalismus -nach Gramsci ein histori-

scher Block (vgl. Becker/Candeias/Niggerman/Steckner 2013: 273-275) - und die Bedeutung

anderer Kräfte im Staat in die Überlegungen mit einbezogen werden. Mein Verdacht in Anbe-

tracht der Tatsache, dass wir heute in Österreich noch nicht in einer emanzipierten Gesell-

schaft leben, ist, dass die Fristenlösung, also nur ein Teil der Forderungen der Frauen, von der

herrschenden Gruppe (SPÖ) durch den entstandenen Druck aus der Zivilgesellschaft in die

Hegemonie integriert wurden, um zu verhindern, dass sich die Machtverhältnisse ändern. Mit

Gramsci gesprochen, könnte es also sein, dass der Erfolg der Verabschiedung der Fristenlö-

sung einer passiven Revolution entspricht. (Vgl. Ludwig 2014: 42)
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